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Az üzemi tanácsok összetétele és választása 
Németországban

Előszó

2001. július végén lépett életbe Németországban az üzemi 
tanács új alkotmánya. Az új szabályok jó része az üzemi tanács 
összetételére és választására vonatkozik, a reform célja 
mindenekelőtt a tanácsok választásának megkönnyítése volt. A 
reform meglehetősen heves vitákat váltott ki a sajtóban, a 
különbző érdekvédelmi szervezetek és szakértők között, s bár az új 
üzemi alkotmány ma már több mint fél éves, a vita ma is folyik. 
Ennek egyik oka nyilvánvalóan a természetszerűen adódó 
érdekellentétek, de éppúgy felelősek a törvény hiányosságai és 
bizonytalan megfogalmazásai.

A dolgozat Prof. Dr. Róbert Rebhahnhoz, a berlini 
Humboldt Egyetem professzorához íródott.



Einleitung
1.1.2. Wahlordnung

1-1- yorbemerkun.o-

1.1.1. Gesetzesreform

Das Betriebsverfassungsgesetz wurde zuletzt 1972 geándert 
und Spiegelt díe Arbeitswelt dér 60erJahre wieder. Mit dér Reform 
soll die Betriebsverfassung modernisiert und zukunftsfáhig 
gemacht werden, indem die betriebliche Mitbestimmung an die 
neuen Bedingungen in dér Arbeits- und Lebenswelt angepasst 
wird.

Die Zahl neuer Normen wurde nicht unbedingt erhöht, 
demgegenüber dér Umfang dér gefassten Neuregelungen1, und 
gerade die bedeutsamsten dieser Normen bestimmen neue und 
zusátzliche Inhalte. Die Gesetzesánderungen, durch den Arbeits- 
und Sozialausschuss beschlossen, treten ab sofőrt in Kraft; bis auf 
einigen Ausnahmen, die erst bei den Neuwahlen eintreten2 Mit 
Ablauf des 27. 07. 2001 trat das BetrVG von 1972 auBer Kraft und 
ab dem 28. 07. 2001 ist das neue Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG) in Kraft getreten.

1 Picker in RdA, S. 265
2 ?VrL.14 S‘ ? bei der VcrgrüBerung von Betriebsrate (§ 9), zwingendc 
VerhaltnismaBige Vertretung des Minderheits-geschlecht (§ 15 Abs. 2) und 
gemáB § 47 Abs. 2 die Zusammensetzung des Gesamtbetriebsrats. 3 Dietz/Richardí, § 14

118

Die notwendigen Ánderungen der seit 1989 in Kraft 
getretenen WahlO sind schon geschafft. Damit ist eine der 
heftigsten Diskussionen verschwunden. Zu den Neuerungen leistet 
diese vor kurzem - am 3, 12. 2001- erlassene Wahlordnung einen 
weiteren Beitrag. Die WahlO erganzt hinsichtlich der technischen 
Ausführung der Wahl die Wahlvorschriften gém. § 14 BetrVG.

Die enthalt über den Wahlvorgang und die 
Wahlvorbereitung sehr ausführliche Vorschriften3.

1.2.

Die Reform wird sich einerseits auf neue Bescháftigungs- 
formen beziehen, was eine bedeutsame Wirkung auf die Wahlbe- 
rechtigung in den Betrieben habén wird (Siehe § 7). Auch Themen 
wie Bescháftigungssicherung, Qualifizierung des Arbeitsper- 
sonals und Flexibilisierung der Arbeitszeit müssen heute im 
Vordergrund stehen, wenn es um die Anpassungsfahigkeit der 
Bescháftigten an die neuen Herausforderungen dieses strukturellen 
Wandels geht. Der Betriebsrat wird deshalb in Zukunft stárker 
über die Qualifizierung mitentscheiden. Der Betriebsrat soll und 
wird künftig auch bei allén umweltschutzrelevanten Fragen 
und Untersuchungen starker mitentscheiden und so das betriebh- 
che Wissen für den betrieblichen Umweltschutz nutzen. Auch die 
Frauen werden durch die Reform gefördert. Zűr Förderung der 
Chancengleichheít wird daher die Reprasentanz der Frauen in 
Betriebsraten entsprechend ihrem Anteil in der Belegschaft ver­
hessem Das Gesetz hilft auch bei dem Kampf gégén Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit mit. Dieses Thema soll auch in Be-
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ttieben in Zukunft offensiver diskutiert werden, um fremdenfeind- 
liche Aktivi tatén und Übergriffe zu verhindern. Ein weiteres Ziel 
ist auch die Schaffung moderner und anpassungsfáhiger Be~ 
triebsratsstrukturen, da sich die Strukturen in Betrieben, Untcr- 
nehmen und Konzernen geandert habén. So wird beispielsweise 
durch die Reform die Bildung eines Konzern-Gesamtbetriebsrates 
véréin facht. Die Arbeitsmöglichkeiten des Betriebsrates werden 
verbessert, und zwar dadurch, dass die Delegation dér Beteiii- 
gungsrechte durch den Betriebsrat (BR) an Experten erweitert 
werden und die Arbeitsbedingungen durch die modernen Informa- 
tions- und Kommunikationsmöglichkeiten auch verbessert wer­
den.

. Einer dér wichtigsten Punkte ist allerdings die 
Erleichterung und Vereinfachung des
Betriebsratswahlverfahrens und die Einsetzung dér 
Vetpflichtung zűr Freistellung von Betriebsratsmitglieder 
schon bereits ab 200 Beschaftigten (bisher 300)4. Die Bildung von 
Betriebsraten wird erleichtert durch die Entbürokratisierung 
des Wahlverfahrens, das vereinfachte Wahlverfahren in 
Kleinbetrieben, den Wegfall des Gruppenprinzips, die Bestellung 

---- Wahlvorstandes___durch den Gesamt- und den 
Konzernbetriebsrat (GesBR /KonBR), durch den Schutz von 
Arbeitnehmern ( AN), die bei den Betriebsratswahlen initiativ 
werden.

5 Worlen, S. 177 ff.
6 Hess/Schlochauer/Galubitz, § 1
7 § 1 BetrVG, n. F.
8 Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither/Engels, § 7, Nr. 1

Allgemeíne Voraussetzungen für die Betriebsratswahl

1-3. Emeli tua£r

Das BetrVerf enthalt keine Vorschrift, die zűr Errichtung 
eines BR verpfhchtet. Aus § 1 folgt lediglich, dass in Betrieben in 
denen mindestens fünf standig wahlberechtigten Arbeitnehmer 
-von denen drei wahlbar sind-, arbeíten, ein BR gewáhlt werden 
kann". Die Bestimmung enthalt einerseits den Grundsatz über die 
Bildung von BRaten, andererseits aber auch den Mindestzahl dér 
AN des Betriebes, von dér die Errichtung eines BR vorgesehen 
ist. Dies gilt auch für gemeinsame Betriebe mehrerer 
Unternehmen5 6 7.

1-4- Zasammensetzung uadTVahldes Betriebsrats

1.5. Wahlberechtigung § 7

1.5.1.1. Vorbemerkung:

Das § regeit das aktive Wahlrecht zum BR. Diese 
Vorschrift ist zwingendes Recht, so können alsó auch durch TV 
oder BV keine abweichenden Regelungen getroffen werden8.

4 BetrVG n. F

121120



1.5.1.2. Alté Fassung

Nach dér altén Fassung des Gesetzes waren allé 
Arbeitnehmer, dle das 18. Lebensjahr vollendet habén, 
wahlberechtigt.

1.5.1.3. Neue Fassung

Wahlberechtigt • sind weiterhin allé Arbeitnehmer des 
Betriebs, die das 18. Lebensjahr vollendet habén, zusátzlich auch 
diejenigen Arbeitnehmer sind wahlberechtigt, die von einem 
anderen Arbeítgeber zűr Arbeitsleistung überlassen werden, 
vorausgesetzt, dass sie lánger als drei Monate im Betrieb 
eingesetzt werden9.

!1 Fitting/Auffarth/Kaiser/Heithcr/Engels, § 7, Nr. 4 bis 7
12 Vgl. die Begründung des Rcgierungsentwurfs, BT-Drucks. 14/5741, S. 36 f.
13 Löwisch in BB, 56. Jg. Heft 34, S. 1737
14 Díiubler in AuR, 1/2001
15 Löwisch in BB, 56. Jg. Heft 34, S. 1737
16 Dáublerin AuR, 1, 4.

1.5.1.4. Voraussetzungen

a) Arbeitnehmer des Betriebes ist derjenige, dér nach den 
§§ 5 als AN i. S. dieses Gesetzes anzusehen ist. Dér aufgrund eines 
privatrechtlichen Vertrages im Dienste einer anderen fremdbe- 
stimmten Tátigkeit in persönlichen Tátigkeiten erbringt10. Hierzu 
ist zu bemerken, dass gemaB §§ 5 und 6 BetrVG das Gruppen- 
prinzíp abgeschafft wurde. Es bestehen alsó keine Unterschiede 
mehr zwischen Arbeiter und Angestellter.

Wahlberechtigt sind noch ferner die zu ihrer Berufsausbil- 
dung Bescháftigten, die in einem Ausbildungsverháltnís zum Be­
trieb stehen, Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende, die in dér 
Hauptsache fiir den Betrieb arbeiten, grundsátzlich auch Teilzeit- 
bescháftigten, Zeitungsaustráger, ferner auch AN in einem Ar-

9 § 7 BetrVerf, n. F
10 u. a. BAG vöm 25. 03.1992 AP Nr. 48 zu § 5 BetrVG1972 
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beitsverhaltnis mit kapazitátsőrientiertér, variabler Arbeitszeit, so- 
wie auch AN in einem sog. Job-Sharing-Arbeitsverháltnis, auch 
Aushilfskráfte sind wahlberechtigt . Für allé hier erwahnten Per- 
sonen gelten díe bisherigen Voraussetzungen dér BetrVG 1972.

b) Eine weitere wichtige Anderung besteht laut § 7 Satz 2, 
welcher erldart, dass auch Leiharbeitnehmer beim Entleiher 
wahlberechtigt sind, wenn sie lánger als 3 Monate im Betrieb 
eingesetzt werden. Nicht etwa: lánger als 3 Monate im Betrieb 
eingesetzt werden SOLLEN. Nach dér Gesetzesbegründung* 12 
sohte das aktive Wahlrecht schon ab ersten Tag des Einsatzes 
beim Entleiher greifen jedoch dieser Wille des Gesetzgebers findet 
da kehien klaren Niederschlag. Daher besteht hier alsó 
IClárungsbedarf. § 7 Satz 2 gewahrt lediglich ein zusátzliches, nur 
aktives Wahlrecht und lasst dle Stellung des LeihAN sonst 
unberührt13.

Dér Grund für die Veránderung ist die Verkleinerung dér 
Stammbelegschaften aufgrund zunehmend flexibler 
Arbeitsverháltnisse. Wegen dieser Verkleinerung wáre es wichtig, 
dass auch diese Bescháftigungsformen wie 
Normalarbeitsverhaltnisses sozial reguliert und geschützt werden14. 
Auch die einer Arbeitsgemeinschaft zugeordneten AN begründet 
eine Wahberechtigung. MaBgeblich ist alsó alléin die Dauer dér 
Überlassung15 16.

c) Vöm gleichen Grund werden nach dér Neufassung auch 
Telearbeiter als AN anzusehen sein, Die sind alsó dér Arbeitsge­
meinschaft zuzurechnen. In einem Verháltnis dér Selbstándigkeit 
mit Telearbeit Bescháftigten werden nach wie vor nicht erfasst10.
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d) Dér AN muB spatestens an dem Wahltag seinen 18. 
Geburtstag habén17, alsó das Wahlalter erreicht zu habén. Dauert 
die Stimmabgabe mehrere Tagé, so muB das Mindestalter an dem 
letzten Tag erreicht sein18.

e) Weitere Voraussetzungen sind Betriebszugehörigkeit, 
Staatsangehörigkeit und eine weitere formelle Voraussetzung ist, 
dass die AN in die Wahlerliste eingetragen sind19.

f) Nicht wahlberechtigt sind die in § 5 Abs. 2 und 3 
genannten Personen, insb. die leitenden Angestellten, freie 
Mitarbeiter und Mitarbeiter von Fremdfirmen, die nicht in den 
Betrieb eingegliedert sind20.

17 Vgl. § 187 Abs. 2 Satz 2 BGB
18 Fitting/Auffarth/Kaiser/Hcither/Engels, Rdnr. 16
19 WahlO
20 Weber, Ehrich & Hörchens: Betrieb zum BetrVerfR
21 Weber, Ehrich & Hörchens, S. 48
22 Siehe oben: Vorbemerkung zűr Wahlbcrechtigung, § 7

Auch gekündigte AN sind nicht mehr wahlberechtigt, es sei 
denn, sie werden nach dem Ablauf dér Kündigungsfrist aufgrund 
eines Weiterbeschaftigungsanspruch weiterbeschaftigt21.

1.5.2. Wahlbarkeit § 8

1.5.2.1. Vorbemerkung

Diese Vorschrift regeit das passive Wahlrecht zum BR, die 
sogenannte Wahlbarkeit. Dies hier ist auch ein zwingendes Recht22. 
§ 8 blieb unverandert.

1.5.2.2. Gesetzesvorlage

Wiihlbar sind allé Wahlberechtigten, die mindestens sechs 
Monate dem Betrieb angehören oder als in Heimarbeit 
Beschíiftigte in dér Hauptsache für den Betrieb gearbeitet habén. 
Auch die Zeiten werden angerechnet, in denen dér Arbeitnehmer 
unmittelbar vorher einem anderen Betrieb desselben 
Unternehmens oder Konzerns (§ 18 Abs. 1 des Aktiéngesetzes) 
angehört hat. Wenn ein Betrieb erst weniger als sechs Monate 
besteht, so sind abweichend von dér Vorschrift in Absatz 1 über 
die sechsmonatige Betriebszugehörigkeit hinaus, diejenigen 
Arbeitnehmer wáhlbar, die bei dér Einleitung dér Betriebsratswahl 
im Betrieb beschaftigt sind und die die übrigen Voraussetzungen 
für die Wahlbarkeit erfüllen23.

1.5.2.3. Voraussetzungen

a) Nur Wahlberechtigten können gewáhlt werden, falls 
sie die übrigen Voraussetzungen erfüllen24,

b) Dér AN muB 6 Monate dem Betrieb angehören oder 
als in Heimarbeit Beschíiftigte in dér Hauptsache für den Betrieb 
gearbeitet habén '. Die Wahlbarkeit fordert alsó mindestens 
sechsmonatige Betriebszugehörigkeit. Auf dieses Erfordernis wer­
den gemaB § 8 Abs. 1 S. 2 BetrVG Zeiten angerechnet in denen 
dér AN unmittelbar zuvor einem anderen Betrieb desselben Un­
ternehmens oder Konzerns als AN beschaftigt gewesen war26. Für
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23 n. F. § 8 BetrVerf, 2001
24 Siehe oben: Wahlbcrechtigung
25 § 8 Abs. 1 S. 1 BetrVG
26 Webcr/Ehrich/Hörchens, S. 49
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diese Dauer wird im allgemeinen ein zusammenhángender Zeit- 
raum gefordert27.

27 Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither/Engels, § 8, Nr. 15
28 § 3 Abs. 1 WahlO
29 § 8 Abs. 2 BetrVG
30 Weber/Ehrich/Hörchens, S. 50
31 Weber/Ehrich/Hörchens, S. 49

32 § 2 Abs. 2 WahlO a. F. und § 2 Abs. 3 WahlO n. F.
33 § 4 WahlO
34 § 18a BetrVG
35 § 6 WahlO, § 14 Rn 44 ff.

c) Aus § 8 Abs. 2 erglbt sich eine Sonderregelung für neu 
errichtete Betriebe. Besteht ein Betrieb weniger als 6 Monate, so 
sind diejenige AN wáhlbar, die bei dér Einieitung dér Wahl, d.h. 
bei ErlaB des Wahlausschreibens28 ina Betrieb bescháftigt sind und 
die die übrígen Voraussetzungen für die Wahlbarkeit erfüllen2 . 
Diese Vorschrift fiadét auch für den Fali Anwendung, dass dér 
Betrieb zwar mehr als 6 Monate besteht, aber weniger als 6 
Monate betriebsratsfáhig ist30.

d) Die bloBe rechtliche Zugehörigkeit reicht aber nicht aus: 
Die AN müssen tatsachlich bescháftigt worden sein. Urlaubs- oder 
krankheitsbedingte Unterbrechungen stellen dabei aber keine 
Probleme dar31.

e) Wenn dem AN gekündigt worden ist und er eine 
Kündigungsschutzklage erhebt, behalt er seine Wahlbarkeit, 
auch wenn er grundsátzlich gar kein aktives Wahlrecht mehr hat. 
Wird dér Kündigungsschutzklage stattgegeben, so ist die Wahl 
wirksam, da das Arbeitsverhaltnis besteht. Allerdings ist dieser AN 
wáhrend des Kündigungsschutzprozesses verhindert sein Amt 
auszuüben; in dieser Zeit ist ein Ersatzmitglied für seine Stelle 
zustándig.

f) Mitglieder des Wahlvorstandes können auch gewahlt 
werden.

g) Verliert die Wahlbarkeit, wer infoige strafgerichtlicher 
Verurteilung unter den Voraussetzungen dér §§ 45, 45a StGB die 
Fáhigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht 
besitzt. Eine Wahlbarkeit ist in diesem Fali streng ausgeschlossen.

h) Auch bei § 8 besteht die gleiche formelle Voraussetzung 
die bei § 7 bestand: námlich die Eintragung in die Wáhlerliste32. 
Dabei ist es zu bemerken, dass die bloBe Eintragung kein Wahl­
recht begründet. Auch umgekehrt gilt: die Nichteintragung nimmt 
das Wahlrecht von keinen Wahlberechtigten. In diesen Falién hat 
dér AN die Möglichkeit Einspruch einzulegen33.

Wenn die Wahlen zum BR und zum SprecherausschuB 
zeitgleich einzuleiten sind, so müssen sich die Wahlvorstánde 
spátestens 2 Wochen vor Einieitung dér Wahlen gegenseitig zu 
unterrichten, welche Angestellten síé den leitenden Angestellten 
zugeordnet habén. Soweit in diesem Sinne ein Einvernehmen 
besteht, sind die Angestellten entsprechend ihrer Zuordnung in die 
Liste einzutragen34. Anderenfalls ist die Wahl nach § 18a Abs. 2 
und 3 BetrVG durchzuführen.

Die Wahlbarkeit eines AN setzt auch seine Aufnahme in 
einen ordnungsgemaCen Wahlvorschlag voraus35.

i) Allé auslandischen AN die die weiteren 
Voraussetzungen für die Wahlbarkeit erfüllen, sind 
uneingeschránkt wahlbar.
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1.5.3. Zahl und ErmaBigte Zahl der Betriebsrats mitglieder§ 
§ 9 u. 11

1.5.3.1. Vorbemerkung

Die Vorschrift über die Zahl der Mitglieder des BRs ist 
wieder ein zwingendes Vorschrift und gilt erst ab der náchsten 
Wahl.

1.5.3.2. Feststellung der Zahl der BRMitgliedern § 
9

Die für die Bestimmung der BetriebsratsgröBe 
maBgeblichen Arbeitnehmerzahlen werden gesenkt. Sie sind seit 
Jahrzehnten, z. T. fást über vierzig Jahre unverándert gebkeben, 
obwohl die Aufgaben des Betriebsrats erheblich zugenommen 
habén. Mit der Absenkung der Arbeitnehmergrenzzahlen soll der 
Betriebsrat in die Lage versetzt werden, seine Aufgaben wieder 
besser wahrnehmen zu können.

Die Arbeitnehmergrenzzahl für die BetriebsratsgröBe 
bieibt für Betriebe mit bis zu 50 Arbeitnehmern gegenüber dem 
geltenden Recht unverándert. So besteht der BR in Betrieben mit 
in der Regei 5 bis 20 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus einer 
Person, 21 bis 50 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus 3 
Mitgliedern. Erst bei der bisherigen GröBenklasse von 51 bis 150 
Arbeitnehmern setzt die Senkung der Arbeitnehmergrenzzahlen 
ein. So beginnt die Stufe für die nachste BetriebsratsgröBe künftig 
bereits in Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern, so besteht 
der BR in Betrieben m.i.R. 51 wahlberechtigten Arbeitnehmern bis 
100 Arbeitnehmern aus 5 Mitgliedern und m.i.R. 101 bis 200 
wahlberechtigten AN aus 7 Mitglieder.

Bis zűr GröBenklasse von 1 000 Arbeitnehmern verandert 
sich die BetriebsratsgröBe ab 201 Arbeitnehmern um je weitere 
zwei Mitglieder in einem zweihunderter Schritt und zwei weiteren 
dreihunderter Schritten.

Bisher war die Schwelle für 7 Personen erst bei 151, die für 
9 Personen bei 301 AN erreicht36.

36 Díiubler in AuR, 1/2001, S. 5

Ab 1 001 bis 5 000 Arbeitnehmern steigt die
Betriebsratsmitgliederzahl für jeweils 500 weitere Arbeitnehmer 
um je zwei Betriebsratsmitglieder. lm Verhaltnis zum geltenden 
Recht wird hierdurch eine ausgewogenere BetriebsratsgröBenklasse 
für die groBen Betriebe geschaffen. Ab der GröBenordnung von 
mehr als 5 000 bis 9 000 Arbeitnehmern erfolgt die Stufung in 
gröBeren Schritten, námlich in zwei tausender und einem 
zweitausender Schritt. Bei mehr als 9 000 wachst die
BetriebsratsgröBe wie nach geltendem Recht um je zwei Mitglieder 
für je angefangene weitere 3 000 Arbeitnehmer.

Mit der Ausweitung der Wahlberechtigkeit auf LeiliAN, 
wird diese Veránderung zusátzlich an Bedeutung gewinnen.
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1.5.3.3. Wahlberechtigten AN und 
betriebsangehörige AN

Das BetrVG stelit in eine Reihe von Vorschrlften auf die 
Zahl dér wahlberechtigten AN des Betriebes oder auch nur auf die 
Zahl dér AN des Betriebes ab. Ersteres gilt für diese Vorschrift37.

39 BAG vöm 12.10.1976, AP Nr. 1 zu § 8 BetrVG 1972.
40 Joost, in: Münchcner Hanbuch zum Arbeitsrecht, bánd 3, § 296 Rz. 108.
41 § 11 BetrVG
42 Weber/Ehrich/Hörchens, S. 53, Nr. 23

In Bettiében mit bis zu 51 wahlberechtigten AN sind nur 
die aktive wahlberechtigte AN zu berücksichtigen.
3 Wenn mehr als 51 wahlberechtigte AN vorhanden sind, 
dann hángt die GröBe des BRs alléin von dér Gesamtzahl dér 
betriebszugehörigen AN ab. Auch jugendlichen AN sind 
mitzuzáhlen.

1.5.3.4. Stichtag

Dér Stichtag für die Feststellung ist dér Tag, an dem das 
Wahlausschreiben erlassen wird. Zu berücksichtigen sind vielmehr 
in dér Regei nur wahlberechtigte bzw. betriebszugehörige AN, 
unabhángig von dér Anzahl dér AN, die gerade am Stichtag oder 
kurz vor oder nach dem Stichtag vorhanden sind. Abzustellen ist 
auf die Belegschaftsstárke, die für den Betrieb im allgemeinen 
kennzeichnend ist. So sind Zeiten auBergewöhnHchen 
Arbeitsanfalls oder zeitweiligen Bescháftigungsrückgang auBer 
Betracht zu lassen38. Es bedarf sowohl eines Rückblicks auf die 
bisherigen Stárke als auch eine Eínschatzung dér zukünftigen 
Entwicklung.

1.5.3.5. Die Feststellung

Die Feststellung obliegt dem Wahlvorstand, dér die 
Prognose hinsichtlich dér bisherigen Personalstárke und dérén 
künftigen Entwicklung abzugeben hat39. Im Rahmen eines 
pflichtgemáfien Ermessen steht dem Vorstand alsó ein gewisse 
Beurteilungsspielraum zu, und das hat in Grenzfállen eine 
besondere Bedeutung. Wenn die Zahl dér wahlberechtigten bzw. 
betriebsangehörigen AN in dem Zeitraum zwischen dem Erlass 
des Wahlausschreibens und dem Wahltag, hat dies auf die 
gesetzliche Mitgliederzahl des BRs keinen EinfluB40.

I.5.3.6. ErmáBigte Zahl

ErmaBigte Zahl dér Betriebsratsmitglieder: Hat eín Betrieb 
nicht die ausreichende Zahl von wáhlbaren Arbeitnehmern, so ist 
dér Zahl dér Betriebsratsmitglieder dér náchstniedrigeren 
BetriebsgröBe zugrunde zu légén41. Wenn alsó ein Betrieb mit in 
dér Regei 300 AN hat, von denen aber nur 4 wáhlbar sind, so 
besteht das BR aus 3 AN. Dies gilt auch wenn dér Betrieb genug 
wáhlbare AN hátte, die aber nicht béréit zűr Übernahme des 
Amtes sind42.

37 Löwisch in BB, 56. Jg. Heft 34, S. 1737
38 Weber/Ehrich/Hörchens, S. 52, Nr. 21
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1.5.3.7. Die Ánderung und dérén Wirkung

Die Reform vergröBert alsó die Betríebsráte. Da die Reform 
dem Vorschlag - zum Ausgleich Teilzeitbescháftigte nur 
entsprechend dem Umfang ihrer Bescháftígung zu rechnen - nicht 
gefolgt ist, wird eine VergröBerung der Betríebsráte tatsachhch 
eintreten43.

43 Löwisch in BB, 56. Jg. Heft 34, S. 1738
44 §10 BetrVG 1972.

45 § 13 BetrVG, Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither/Engcls, S. 264
46 § 13 Abs. 1 S. 1 BetrVG
47 § 13 Abs. 1 S. 2 BetrVG
48 Fitting/Auffarth/Kaiscr/Heitlier/Engels, § 13, Nr. 10

1.5.4. Vertretung von Mínderheíts gruppén44 § 10

1.5.4.1. Vorbemerkung

Dies wurde gemáB Betriebsverfassungsreform aufgehoben.
Das alté BetrVG 1972 stellte fest, dass Arbeiter und 

Angestellten in Folge des Grupp enprínzips im BR entsprechend 
ihrem zahlenmáBigen Verháltnis vertreten sein müssen. Da die 
Reform dieses alté Prinzlp abgeschafft hat, findet diese Vorschrift 
keine Anwendung mehr.

1.5.5. Abweichende Verteilung der Betriebsratsitze § 12

1.5.5.1. Vorbemerkung

§ 12 wurde ebenso aufgehoben und gleichfalls in Folge der 
Abschaffung des Gruppenprinzips. lm Sínné des BetrVG 1972 
konnte die Verteilung der Mitglieder des BR auf die Gruppén 
abweichend vöm § 10 geregelt werden, und zwar wenn beide 
Gruppén dies vor der Wahl in getrennten und geheimer 
Abstimmung beschlossen habén.

1.5.6. Zeitpunkt der Betriebsratswahlen45

1.5.6.1. Vorbemerkung

Die Vorschrift ist unverándert gebheben und regeit den 
Zeitpunkt der Wahlen. Sie ist eine zwingende Vorschrift, und kann 
so weder durch TV noch BV geándert werden.

1.5.6.2. RegelmaBige Betribsratswahlen

Die Vorschrift schreibt einen festen Vierjahres- 
Rhythmus (früher Dreijahres-Rhythmus, bis 1989), alsó einen 
festen Zeitraum vor. In diesem Sínné fínden daher die 
regelmáBigen Betriebsratswahlen allé vier Jahre in der Zeit vöm 
1. Márz bis 31. Mai statt46.

1.5.6.3. Zeitgleíche Einleitung der Wahlen

Die Wahlen sínd zeitgleich mit den regelmáBigen Wahlen 
nach § 5 Abs. 1 des SprecherausschuBgesetzes eínzuleiten47. Dieses 
Vorschrift schreibt — entsprechend § 5 Abs. 1 S. 2 SprAuG — díe 
zeitgleíche Einleitung der regelmáBigen BRWahl mit der Wahl der 
Sprecherausschusses für leitende Angestellte vor48.
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1.5.6.4. Voraussetzungen für Wahlen auBerhalb dér 
regelmaBigen Zeitraum

AuBerhalb dieser Zeit ist dér Betriebsrat zu wahlen, wenn 
mit Ablauf von 24 Monaten, vöm Tagé dér Wahl an gerechnet, die 
Zahl dér regelmaBig bescháftigten Arbeitnehmer um die Hálfte, 
mindestens aber um fünfzig, gestiegen oder gesunken ist, oder 
wenn die Gesamtzahl dér Betriebsratsmitglieder nach Eintreten 
sámtlicher Ersatzmitglieder unter die vorgeschriebene Zahl dér 
Betriebsratsmitglieder gesunken ist, oder wenn dér Betriebsrat mit 
dér Mehrheit seiner Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen hat, 
wenn die Betriebsratswahl mit Erfolg angefochten worden ist, 
wenn dér Betriebsrat durch eine gerichtliche Entscheidung 
aufgelöst ist oder wenn im Betrieb ein Betriebsrat nicht besteht.

1.5.6.5. AuBerhalb des für die regelmaBigen 
Betrieb sratswahlen festgelegten Zeitraums

Hat auBerhalb des für die regelmaBigen Betriebsratswahlen 
festgelegten Zeitraums eine Betriebsratswahl stattgefunden, so ist 
dér Betriebsrat in dem auf die Wahl folgenden náchsten Zeitraum 
dér regelmaBigen Betriebsratswahlen neu zu wahlen. Hat die 
Amtszeit des Betriebsrats zu Beginn des für die regelmaBigen 
Betriebsratswahlen festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr 
betragen, so ist dér Betriebsrat in dem übernáchsten_Zcitraum dér 
regelmaBigen Betrieb sratswahlen neu zu wahlen.

1.5.7. Wahlvorschriften 14§ WahlO .

Diese Bestimmung enthalt die Grundsátze nach denen die 
Wahl des BR. erfolgt. Die wird durch die WahlO erganzt. Die §§ 
14 ff. regein die Initiativrechte zűr Einieitung und Durchführung 
dér Wahlen, die neben dem BR auch den AN und den 
Gewerkschaften zustehen49.

49 Hess/Schlochaucr/Glaubitz, §§ 14
59 WahlO 2001
51 Fitting/Auffarth/Kaiscr/Heithcr/Engels, § 14, Nr. 6

1.5.7.1. Vorbemerkung

§ 14 BetrVG enthalt die Grundsátze für die BRWahl ein- 
schlieBlich des Wahlvorschlagsrechts. Diese werden erganzt durch 
die Wahlordnung50.

1.5.7.2. Die BRWahl erfolgt als geheime und 
unmittelbare Wahl

Aufgrund des Geheim-Prinzips ist eine Wahl durch Zuruf 
Ín eine Betriebsversammlung oder durch öffentliche Abstimmung, 
oder ohne vorgedruckte Stimmzettel unzulássig. Ebenso die 
Ausgabe von Stimmzettel auBerhalb des Wahlraumes. Dér 
Wahlvorstand hat die Pflicht organisatorische MaBnahmen zu tref­
fen, um die unbeobachtete Kennzeichung dér Stimmzettel zu 
sichern51. Insb. darf kelne Wahlhelfer Ín dér Kabiné bei dér 
Ausfüllung helfen, auch nicht bei auslandischen AN ohne 
ausreichenden deutschen Sprachkenntnissen. Ausnahmsweise nur 
bei AN, die infoige ihrer körperliche Behinderung unmöglich die 
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Stimmzettel ausfullen können. Diese dürfen iemanden 
einbeziehen.

E“2 weiterer Punkt zűr Frage „geheime Wahl” ist die 
Briefwahl . Hier ist das Wahlgeheimnis auch gesichert und zwar 
durch die besondere Ausgestaltung dér Stimmabgabe. d“ 
wahlberechtigte AN wáhlt unmittelbar, das heiBt, dass er ohne 
Zwischenschaltung von Wahlmanner ihre Stimme abgibt.

1.5.7.3. Gleich, frei und allgemein

Die Wahl ist gleich - jede abgegebene gültige Stimme hat 
das gleiche Gewicht - und frei52 53 - jede Behinderung dér Wahl oder 
Wahlbeeinflussung, die über die zulassige Werbemaílnahmen 
hinausgeht ist unzulássig- und selbst wenn es nicht ausdrücklich im 
Gesetz vorgeschrieben ist, ist auch allgemein. Viel mehr als 
früher, da dér Begriff „allgemeine Wahl” bedeutet gemeinsame 
Wahl samtlicher wahlberechtigten AN und schlieBt darnit eine 
Gruppenwahl aus. Aufgrund dér Abschaffung des 
Gruppenprinzips bedeutet das Begriff - abweichend von dem 
BetrVG 1972 - kein Problem mehr54. Diese Allgemeinheit bedeutet 
alsó, dass jeder Wahlberechtigte sein Wahlrecht formai in gleicher 
Weise ausübt und dass das BR einheitlich für den Betrieb gewahlt 
wird.

52 § 24 WahlO 1989 u. WahlO 2001
53 LAG Baden-Würtenberg AiB 91, 275
54 i. V. m. 7. 8. 90 AP Nr. 1 zu § 8o’bGB

1.5.7.4. Verháltniswahl

Die BRWahl wird grundsátzlich nach den Prinzipien dér 
Verháltniswahl durchgeführt, welches als Listenwahl erolgt. Bei 
Wahlverfahren mit mehreren Vorschlagslisten erfolgt immer die 
Wahl nach den Grundsátzen dér Verháltniswahl, wenn in einem 
Wahlgang mehrere BRSitze zu besetzen sind und 2 oder mehr 
gültige Vorschlagslisten eingereicht sind. Dies ist ein Wahlsystem, 
das die auf die Minderheit entfallenden Stimmen in einem 
angemessenen Verháltnis berücksichtigt, und ist deswegen für eine 
Mehrzahl von Vorschlagslisten geeignet. Es bedeutet eine Schutz 
für die Minderheit. Es muB gewáhrleisten, dass keine Stimmen 
verloren gehen, dass alsó einem bestimmten Anteil dér 
Stimmenzahl ein ensprechender Anteil dér Vertretung in dem 
wáhlenden Organ entspricht. Die Wahl erfolgt als Listenwahl. Dér 
Wáhler ist an die Liste gebunden. Er kann nur die Liste als solche 
wáhlen oder ablehnen. Die Verteilung dér Sitze auf die einzelnen 
Listen folgt gemáB § 16 WahlO nach dem sog. d'Hondtschen 
System53.

Die Bewerber sind Ín dér Reihenfolge gewahlt, in dér sie in 
dér Liste aufgeführt sind36.

136

55 Etzel,S. 61, Nr. 107
36 Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither/Engels, § 14, Nr. 25
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1.5.7.5. Mehrheitswahl
1.5.7.6. Wahlvorschlag

Bei einer Mehrheitswahl wird die Vorschlagsliste nicht 
geschlossen gewahlt, auf den Stimmzetteln sind jede Bewerber 
aufzuführen, vielmehr kann jeder Wahlberechtigte so viele 
ICandidaten auf der Liste ankrcuzen wie viele Sitze zu besetzen 
sind. Wenn der Wáhler weniger Bewerber angekreuzt hat, wird 
seine Stimme für die Bewerber gezahlt, die er angekreuzt hat, wenn 
aber er mehr Bewerber angekreuzt hat, ist seine Stimme ungültig57. 
In diesen Falién gibt es alsó keine Rangfolge der Wahlbewerber 
durch Plazierung auf der Liste, vielmehr wird die Reihenfolge 
durch die Wáhler bestimmt. Die Sitze werden alsó entsprechend 
der erreichten Stimmenzahl auf die einzelnen Wahlbewerber 
verteik. In folgenden Falle wird der BR in Mehrheitswahl gewahlt:

60 § 6 Abs. 3 WahlO a. F.
61 § 25 Abs. 1 iVm. § 6 Abs. 3 WahlO a. F.
62 § 25 Abs. 6 WahlO a. F.

a) Sind in dem Wahlgang mehrere Personen zu wahlen 
und wird nur ein Wahlvorschlag eingereicht, erfolgt die Wahl nach 
den Grundsatzen der Mehrheitswahl.

b) Die Wahl wird auch dann nach den Grundsatzen der 
Mehrheitswahl erfolgen, wenn der BR im vereinfachten Verfahren 
zu wahlen ist08.

c) Sie erfolgt auch dann nach den Grundsatzen der 
Mehrheitswahl, wenn es ein einköpfiger BR besteht, wenn alsó der 
BR nur aus einer Person besteht. Gewahlt ist derjenige Bewerber, 
dei die meisten Stimmen auf sich vereinigt hat59. Bei einem 
einköpfigen BR ist auch ein Ersatzmitglied in getrennten 
Wahlgang zu wahlen. Der AN hat hier alsó 2 Stimmen, eine für die 
Wahl der BRMitglieder, und eine für die Wahl des 
Ersatzmitgliedes.

Zűr Wahl des Betriebsrats können die wahlberechtigten 
Arbeitnehmer und die im Betríeb vertretenen Gewerkschaften 
Wahlvorschláge machen. Die Wahl erfolgt aufgrund dieser 
Wahlvorschláge. Wahlvorschlag ist die in die Form einer 
schriftlichen Aufstellung gekleidete Benennung der für die Wahl 
vorgeschlagenenen Personen. Das Fehlen des Wahlvorschlages ist 
ein Nichtigkeitsgrund. Wenn mehrere Personen zu wahlen sind, so 
soll die Liste mindestens doppelt so viele Bewerber aufweisen, wie 
in dem Wahlgang zu wahlen sind. Dies ist nur ein Sollvorschrift60.

Wenn nur eine Person zu wahlen ist, ist der Wahlvorschlag 
ein Einzelvorschlag, d. h. es werden einzelne Personen 
vorgeschlagen, wobei jede Vorschlag mindestens 2 Bewerber 
enthalten soll61. Hierbei muB bekann gemacht werden, wer für die 
Wahl des BR und wer für die Wahl des Ersatzmitgliedes 
vorgeschlagen ist62.

a) Wahlvorschláge der AN müssen, um gültig zu sein, von 
einer bestimmten Anzahl von Stützunterschriften 
wahlberechtigter AN getragen sein. Jeder Wahlvorschlag der 
Arbeitnehmer muss von mindestens einem Zwanzigstel der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer, mindestens jedoch von drei 
Wahlberechtigten unterzeichnet sein; in Betrieben mit in der Regei 
bis zu zwanzíg wahlberechtigten Arbeitnehmern genügt die 
Unterzeichnung durch zwei Wahlberechtigte. In jedem Fali genügt 
die Unterzeichnung durch fünfzig wahlberechtigte Arbeitnehmer. 
Durch diesen Absatz werden die völlig aussichtslosen Vorschláge 
vermieden.

Eine Verbindung mehreren Vorschlagsksten ist unzulássig.

57 Etzcl, S. 62, Nr. 107
58 § 14 Abs. 2 S. 2 BetrVG 2001.
59 §25 Abs. 4 WahlO 1989.
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b) Durch das Anderungsgesetz 1989 ist den 
Gewerkschaften ein eigenstándiges Wahlvorschlagsrecht eingráumt 
worden. In diesem Sinne sind nur die im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften wahlvorschlagsberechtigt, d. h. mindestens ein 
AN des Betriebes gehört als Mitglied dieser Gewerkschaft an. Jede 
im Betrieb vertretene Gewerkschaft hat das Recht für jeden 
Wahlgang einen eigenen Wahlvorschlag zu machen. Dieses Recht 
ist an die allgemeinen Vorschriften (z. B. Frist) gebunden. Diese 
Voschlagslisten brauchen aber nicht von einem Mindestquorum 
von AN unterzeichnet zu sein, jede Vorschlag einer Gewerkschaft 
muss von zwei Beauftragten unterzeichnet sein63, Diese 
unterschiedliche Behandlung ist sachlich gerechtfertigt, da in 
diesem Fali ist die Ernshaftigkeit dér Bewerber- dadurch dass sie 
von dér Gewerkschaft vorgeschlagen wurden - bereits bewiesen.

64 Ursprünglích im Entwurf: „sollen” statt „müssen”
65 Löwisch in BB, 56. Jg. Heft 34, S. 1738

1*5.8. Zusammensetzung nach Beschaftigungsarten und 
Geschlechter § 15

1.5.8.1. Vorbemerkung

Diese Vorschrift wurde mehrmals geandert. Einerseits hat 
dér Entwurf beide Absátze des § geandert, anderseits wurde auch 
dér zweite Absatz des Entwurfs von dem Arbeits- und 
Sozialausschuss verándert.

Dér zweite Absatz dér Vorschrift im Gégén teli des ersten 
Absatz ist ein zwingende Vorschrift, und ihre Verletzung 
begründet ein Recht zűr Wahlanfechtung. Ohne Anfechtung ist 
die Wahl als gültig anzusehen.

1:5.8.2. Organisationsbereiche und
verschiedenen Beschaftigungsarten

dér

Dér Betriebsrat soll sich möglichst aus AN dér einzelnen 
dér verschiedenen

Betrieb tatigen AN
Organisationsbereiche und 
Beschaftigungsarten dér im 
zusammensetzen. Die alté Fassung hat statt Organisationsbereiche 
die einzelne Betrieb sabteilungen und die unselb standige 
Nebenbetriebe erwáhnt. Das konnte aufgrund dér 
Begriffsánderungen nicht unverándert bleiben. GemáB § 15 
müssen alsó die einzelne Organisationsbereiche und die 
Beschaftigungsarten - darunter versteht mán die im Betrieb 
vertretenen Berufsgruppen - möghchst vertreten sein.

I.5.8.3. Geschlechter

Dér Entwurf wollte bestimmen, dass die Geschlechter 
entsprechend ihrem zahlenmáBigen Verháltnis im BR vertreten 
sein müssen64, wenn diese aus mindestens 3 Mitgliedern besteht. 
Das hátte aber dazu führen können, dass „in den Bereichen, in 
denen bereits engagierte Frauen über ihrem zahlenmáBigen Anteil 
an dér Belegschaft hinaus, in den BR gewahlt worden sind”, dass 
alsó diese Frauen nicht mehr im BR tatig sein könnten65. Das 
wollte dér Aussschuss mit seinem Entwurf vermeiden, und 
bestimmte daher, dass das Geschlecht, das in Minderheit ist, 
mindestens ihrem zahlenmáBigen Verhaltnis im BR vertreten sein 
muss. So ist es für das Minderheitgeschlecht ohne weiteres 
möglich über ihr zahlenmáBiges Verháltnis vertreten zu werden. 
Damit will dér Gesetzgeber das ursprüngliche Ziel erreichen. 
Dabei ist es zu bemerken, dass das ursprüngliche Ziel, námlich die
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63 § 14 Abs. 3, 4 u. 5 BetrVG 2001.



Förderung dér Frauen, auch bei dieser Formulierung nicht 
verhindert werden kann im Fali, wenn die Frauen im Betrieb in dér 
Mehrheit sind66,

66 Löwisch Ín BB, 56. Jg. Heft 34, S. 1738
67 Düublcr in AuR, 1/2001, S. 4
68 § 18 Abs. 1 S. 1 BetrVG

Bemerkung
Es ist auch eine Möglichkeit bestanden, die bisherigen, 

eingespielten Regein zűr Gruppén- und Gemeinschaftswahl auf 
das Geschlechter-Verhaltnis zu übertragen. Im Gesetzentwurf 
wurde aber anders entschieden und sich für eine Vereinfachung 
des Wahlverfahrens entschieden. Dabei ergeben sich noch 
schwierig lösende Probleme: was passiert, wenn das Geschlecht 
auf dér einzig eingereichten Wahlvorschlag unterrepresentirt ist, 
was wenn die Liste zwar die Zusammensetzung wiederspiegelt, 
nicht aber das Wahlergebnis, wie ist bei dér Einreichung mehrerer 
Liste zu verfahren, muB jede Liste zurückgewiesen werden, die 
nicht die vorgeschribene Zusammensetzung hat? Diese Fragen 
brauchen noch überzeugenede Antworte67.

1-5.9. Wahlvorstand, Bestellung des Wahlvorstandes § 16 u. 17

1.5.9.1. Vorbemerkung

§ 16 Abs. 1 und 2 sind fást unverándert geblieben, 
abgesehen von den Veranderungen, die von dér Abschaffung des 
Grupp enprinzips verursacht worden sind. Immerhin wurde aber 
ein neuer Absatz - Absatz 3 - hinzugefügt, was die Einschaltung 
von GesBR in das Wahlverfahren ermöglicht. Vöm gleichem 
Grund wurde auch § 17 erweitert.

Die Vorbereitung und Durchführung dér Wahlen ist eine 
Aufgabe des Wahlvorstandes68. Dér Wahlvorstand muB in jedem 
Fali aus einer ungeraden Zahl von Mitgliedern bestehen. Für jedes 

Mitglied des Wahlvorstands kann für den Fali seiner Verhinderung 
ein Ersatzmitglied bestellt werden. In Betrieben mit weiblichen 
und mannlichen Arbeitnehmern sollen dem Wahlvorstand Frauen 
und Mánner angehören. Jede im Betrieb vertretene Gewerkschaft 
kann zusátzhch einen dem Betrieb angehörenden Beauftragten als 
nicht stimmberechtigtes Mitglied in den Wahlvorstand entsenden, 
sofern ihr nicht ein stimmberechtigtes Wahlvorstandsmitglied 
angehört69.

Dér Vorstand hat aus seiner Mitte einen Vorsitzenden zu 
b estellen, sofern dieser nicht schon durch BR, 
Betriebsversammlung oder das Gericht bestellt worden ist.
Wenn die Zahl dér Wahlvorstandsmitglieder sich durch die 
Ausscheidung eines oder mehrerer Mitglieder auf unter drei 
Mitglieder verringert, so muss eine Nachbestellung durch den 
amtierenden BR erfolgen oder eine Nachwahl durch die 
Betriebsversammlung durchgeführt werden.

Dér Wahlvorstand kann bei seiner Arbeit Helfer und 
Helferinnen zűr Unterstützung bei dér Durchführung heranziehen 
und sich eine schriftliche Gescháftsordnung gébén70.

Die Beschlüsse des Vorstandes fallen mit einfacher 
Stimmenmehrheit dér stimmberechtigten Mitglieder. Mindestens 
dér Wortlaut dér Beschlüsse muss Ín einer Niederschrift 
aufgenommen werden, die von dér oder dem Vorsitzende des 
Wahlvorstandes und einem weiteren stimmberechtigten Mitglied 
des Vorstandes zu unterzeichnen ist71.

Wenn dér Wahlvorstand ihren Aufgaben nicht 
unverzüglich nachkommen kann, so kann er auf Antrag von drei 
wahlberechtigten AN oder einer im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaft durch das Arbeitsgericht ersetzt werden72.

§ 16 Abs. 1 BetrVG 2001.
™ WahlO

WahlO
72 § 18 Abs. 1 BetrVG
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1.5.9.2. In Betrieben mit Betriebsrates 16 §

a) In Betrieben mit BR bestellt der BR spátestens zehn 
Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit den aus drei Wahlberechtigten 
bestehenden Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden. 
Der BR kann die Zahl der WahlvorstandsmitgEeder erhöhen, 
wenn das zűr ordnungsgemaBen Durchführung der Wahl 
erforderlich ist. Der Wahlvorstand ist auch vöm BR zu bestellen, 
wenn dieser zurückgetreten ist, weil die Geschafte bis zűr náchsten 
Wahlen fortzuführen hat73.

b) Wenn aber acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit des 
Betriebsrats kein Wahlvorstand besteht, so bestellt ihn das 
Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten 
oder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft; Absatz 1 gilt 
entsprechend. In dem Antrag können Vorschlage für die 
Zusammensetzung des Wahlvorstands gemacht werden. Das 
Arbeitsgericht kann für Betriebe mit in der Regei mehr als zwanzig 
wahlberechtigten Arbeitnehmern auch Mitglieder einer im Betrieb 
vertretenen Gewerkschaft, die nicht Arbeitnehmer des Betriebs 
sind, zu Mitgliedern des Wahlvorstands bestellen, wenn dies zűr 
ordnungsgemaBen Durchführung der Wahl erforderlich ist.

c) Das neue Absatz 3 stelit hierbei fest, dass wenn es acht 
Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Betriebsrats kein 
Wahlvorstand gibt, kann auch der Gesamtbetriebsrat oder, falls ein 
solcher nicht besteht, der Konzernbetriebsrat den Wahlvorstand 
bestellen. Absatz 1 gilt entsprechend.

74 Begründung, S. 58
75 Picker in RdA, S. 266
76 Daubler in AuR, 2001
77 d. h. nicht allé AN des Betr konnten davon Kenntnis nehmen, und so konntc 
das Wahlergebnis durch das Fernbleiben der nicht unterrichteten AN beeinfluBt 
werden.
78 § 46 Abs. 2 BetrVG

I.5.9.3. In Betrieben ohne Betriebsrates 17§

Das Mentőrenprinzip74 ist der Geist der Neuregelungen75.
a) Besteht in einem Betrieb mit in der Regei mindestens 

fünf stándigen wahlberechtigten AN, von denen drei wahlbar sind, 
kein Betriebsrat, so bestellt der Gesamtbetriebsrat oder, falls ein 
solcher nicht besteht, der Konzernbetriebsrat einen Wahlvorstand. 
§16 Abs. 1 gilt entsprechend.

b) Besteht weder ein Gesamtbetriebsrat noch ein 
Konzernbetriebsrat, so wird in einer Betriebsversammlung von 
der Mehrheit der anwesenden Arbeitnehmer ein Wahlvorstand 
gewahlt; § 16 Abs. 1 gilt entsprechend. Die Betribesversammlung 
ist durchaus nur ein subsidiáres Mittel76. Gleiches gilt, wenn der 
Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat die Bestellung des 
Wahlvorstands nach Absatz 1 unterlasst. Zu dieser 
Betriebsversammlung können drei wahlberechtigte Arbeitnehmer 
des Betriebs oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft 
einladen und Vorschlage für die Zusammensetzung des 
Wahlvorstands machen. Wenn die Einladung zu der Versammlung 
nicht in der richtigen Weíse77 bekanntgegeben worden ist, ist die 
Wahl nichtig. Der Zeitpunkt und die Tagesordnung sind den im 
Betriebvertretenen Gewerkschaften mitzuteilen78. Der Arbeitgeber 
ist auch einzuladen, ihm ist die Tagesordnung auch mitzuteilen. 
Auf der Betriebsversammlung habén die anwesenden AN einen 
Leiter der Betriebsversammlung zu wahlen, der die gleichen 
Rechte hat wie ein BRVorsitzende.

7-’ Wcber/Ehrich/Hörchcns, S. 58, Nr. 42
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c) Findet trotz Einladung keine Betriebsversammlung statt 
oder wahlt die Betriebsversammlung keinen Wahlvorstand, so 
bestéik ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei 
wahlberechtigten Arbeitnehmern oder einer im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaft ein. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.
Diese gerichtliche Bestellung für die erstmalige Wahl eines BR 
setzt voraus79, dass zuvor eine ordnungsgemaBe Einladung zu ei­
ner Betriebsversammlung nach § 17 Abs. 3 erfolgt ist8(J.

83§3 Abs. 4 WahlO 1989.
84 Siebert/Becker/Wendt, § 18, S. 98
85 Weber/Ehrich/Hörchens, S. 67, Nr. 75
86 §§ 6 ff. WahlO 1989.
87 §§ 26 bis 28 WahlO 1989.
88 § 17 Abs. 1 WahlO 1989.
89 § 18 Abs. 1 WahlO 1989.

Die gerichtlich bes tellten Wahlvorstandmltglieder erlangen 
ihr Amt mit Rechtskraft des Beschlusses. Bis dies geschieht, kann 
noch BR oder Betriebsversammlung noch Wahlvorstand bestellen 
bzw. wahlen.

1-5.10. Vorbereitung und Durchführung dér Wahl81

Dér Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleíten, sie 
durchführen und das Wahlergebnis festzustelién. Wenn er dieser 
Verpflichtung noicht nachkommt, kann er durch den Arbeitsge­
richt ersetzt werden. Das kann von mindestens 3 wahlberechtigten 
AN oder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft beantragt 
werden. Wenn zweifelhaft ist, ob eine betriebsratsfáhige Organisa- 
tionseinheit vorliegt, können dér Arbeitsgeber, jeder beteiligte BR 
und Wahlvorstand oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft 
das Entscheidung des Arbcitsgerichts beantragen82.

Die Wahl wird mit dem ErlaB des Wahlausschreiben durch 
den Wahlvorstand eingeleitet. Dér Vorstand hat auch einen Ab- 
druck des Wahlausschreibens zusammen mit einem Abdruck dér 
Wáhlerliste bis zum AbschluB dér Stimmabgabe an einer geeigne-

79 nach BAG vöm 26. 2. 1992, AP Nr. 6 zu § 17 BetrVG 1979
80 n. F.
81 Sicbert/Bcckcr/Wendt, § 18, S. 97
82 §18 BetrVG 2001.

ten Stelle im Betrieb auszuhangen und zűr Einsichtnahme auszule- 
gen83. Es ist dem Wahlvorstand empfohlen samtliche Aushángen 
und auch die Wáhlerliste in Reserve zu behalten, falls die entfernt 
werden84. Das Wahlausschreiben muss die nach § 3 Abs. 2 WahlO 
angegebenen Angaben enthalten, sonst ist die Wahl anfechtbar. 
Die Frist für die Einreichung dér Vorschlagslisten ist streng einzu- 
halten. Für heilbare Mangel hat aber dér Vorstand eine Nachfrist 
zu setzen85. Das Wahlausschreiben muss spatestens 6 Wochen vor 
dem Tag dér Stimmabgabe erlassen werden. Dér erste Tag dér 
Stimmabgabe muss 1 Woche vor dem Tag liegen, an dem die 
Amtszeit des BR abláuft. Wahlvorschláge sind innerhalb von 2 
Wochen nach dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvor­
stand einzurechen, von diesem auf ihre Gültigkeit zu prüfen und 
dann bekanntzumachen86. Die Wahl erfolgt durch Abgabe von 
Stimmzettel, geheim und unmittelbar. Jeder Wáhler kann seine 
Stimmen nur persönlich abgeben, auBer wenn er durch seine 
Krankheit oder Urlaub verhindert ist, und dadurch für Briefwahl 
berechtigt ist87. Die Wahl findet grundsátzkch in dér Arbeitszeit 
statt.

Nach AbschluB dér Wahl hat dér Wahlvorstand öffentlich 
die Auszáhlung dér Stimmen vorzunehmen, ihre Gültigkeit zu 
prüfen und den Ergebnis in eine Niederschrift mit den erforderli- 
chen Angaben88 89 festzustellen und es den AN des Betriebs und die 
Gewáhlten zu benachrichtigen, die das innerhalb von 3 Arbeitsta- 
gen durch eine Erklárung gegenüber dem Vorstand ablehnen kön-
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Dem Arbeitsgeber und den Gewerkschaften ist eine Ab- 
schrift dieser Niederschríft zu übersenden90. Innerhalb einer Wo- 
che nach dem Wahltag hat dér Vorstand die gewahlten BRMitglie- 
der zu konstituierender Sitzung des BR einzuberufen91. Diese 
Sitzung leitet dér Vorsitzende des Wahlvorstandes, bis dér BR ei­
nen Wahlleiter bestellt. Mit dér Einberufung endet das Amt des 
Wahlvorstandes, das Amt seines Vorsitzenden allerdings erst mit 
dér Bestellung des Wahlleiters92

9(1 § 18 Abs. 3 BetrVG
91 § 29 Abs. 1 S. 1 BetrVG
92 Dazu siehe: BAG vöm 14.11. 1975, AP Nr. 1 zu § 18 BetrVG 1972,
Dietz/Richíirdi, § 16 Rz. 48
93 Fitting/Kaiser/Heither/Engels, § 16 Rdnr. 59
94 § 20 Abs. 3 BetrVG
95 nach § 13 Abs. 1 und nach § 5 Abs. 1

Die Mitglied schaft im Wahlvorstand ist ein Ehrenamt93. 
Die Mitglieder sind von ihrer beruflichen Tátigkeit freizus télién, 
soweit es wegen ihrer Aufgaben erfordedich ist, und die Arbeits- 
vergütung ist fortzuzahlen, wenn die Arbeitsversáumnis zum 
Zweck dér Betátigung im Wahlvorstand dient94 95.

1.5.11. Zuordnung dér leitenden Angestellten bei Wahlen (§ 
18a)

Sind die Wahlen des SprecherausschuBgesetzes zeitgleich 
einzuleiten93, so habén sich die Wahlvorstande unverzüglich nach 
Aufstellung dér Wáhlerlisten (spatestens jedoch zwei Wochen vor 
Einleitung dér Wahlen), gegenseitig darüber zu unterrichten, 
welche Angestellten sie den leitenden Angestellten zugeordnet 
habén; dies gilt auch, wenn die Wahlen ohne Bestehen einer 
gesetzlíchen Verpflichtung zeitgleich eingeleitet werden. Soweit 
zwischen den Wahlvorstanden kein Einvernehmen über die 
Zuordnung besteht, habén sie in gemeinsamer Sitzung eine 
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Einigung zu versuchen. Soweit die zustande kommt, sind die 
Angestellten entsprechend ihrer Zuordnung in die jeweilige 
Wiihlerliste einzutragen. Soweit die zustande kommt, hat ein 
Vermittler spatestens eine Woche vor Einleitung dér Wahlen 
erneut zu versuchen. Dér Arbeitgeber hat den Vermittler zu 
unterstützen, d. h. die erforderüchen Auskünfte zu erteilen und die 
erforderüchen Unterlagen zűr Verfügung zu stellen. Bleibt dér 
Versuch erfolglos, so entscheidet dér Vermittler nach Beratung mit 
dem Arbeitgeber. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

Auf die Person des Vermitders müssen sich die 
Wahlvorstande einigen, kann auch nur ein Bescháftigter des 
Betriebs oder eines anderen Betriebs des Unternehmens oder 
Konzerns oder dér Arbeitgeber bestellt werden. Kommt eine 
Einigung nicht zustande, so schlagen die Wahlvorstande je eine 
Person als Vermittler vor; durch Los wird entschieden, wer als 
Vermittler tatig wird.

1.5.12. Wahlanfechtung

Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, 
wenn gégén wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die 
Wahlbarkeit oder das Wahlverfahren verstoBen worden ist und 
eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daB durch den 
VerstoB das Wahlergebnis nicht geándert oder beeinfluBt werden 
kon n te.

Zűr Anfechtung berechtigt sind mindestens drei 
Wahlberechtigte, eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft oder dér 
Arbeitgeber. Die Wahlanfechtung ist nur binnen einer Erist von 
zwei Wochen, vöm Tagé dér Bekanntgabe des Wahlergebnisses an 
gerechnet, zulássig.

149



1.5.13. Wahlschutz

Niemand darf die Wahl des Betriebsrats behindern. 
Insbesondere darf kein Arbeitnehmer in dér Ausübung des aktiven 
und passiven Wahlrechts beschrankt werden und niemand darf die 
Wahl des Betriebsrats durch Zufögung oder Androhung von 
Nachteilen oder durch Gewáhrung oder Versprechung von 
Vorteilen beeinflussen.

1.5.14. Wahlkosten

Die Kosten dér Wahl tragt dér Arbeitgeber. Versaumnis von 
Arbeitszeit, die zűr Ausübung des Wahlrechts, zűr Betátigung im 
Wahlvorstand oder zűr Tatigkeit als Vermittler erforderlich ist, 
berechtigt den Arbeitgeber nicht zűr Minderung des 
Arbeitsentgelts.

Die Betriebsratswahl in Betrieben mit bis zu 50 
Beschaftigten

In den kleineren Betrieben sollen die Hemmnisse für díe 
Einieitung zu BRWahlen abgebaut werden. Dieses Gebiet verdient 
auf jeden Fali schon deswegen Sonderregelungen, weil die 
Kleinbetriebe zu den gröBten Weissflecken dér Mitbestimmung 
dér Belegschaft in Betrieben zahlen96. Tatsache ist, dass nur 4 % 
aller Betriebe zwischen 5 und 20 AN und ló % aller Betriebe mit 
21-50 Beschaftigten einen BR habén97 und dass die 

97 Angaben nach Wasscrmann, WSI-Mitt 2000, 697, 704
98 Daubler in AuR. 2001

Beschaftigten einen BR habén97 und dass die Kompliziertheit des 
normalen“ Verfahrens ein Grund dafür ist98.

Die vorgesehenen Neuregelungen werden zu einer ganz 
erhebhchen Erleichterung des Wahlverfahrens führen. Dazu tragt 
nach Auffassung des DGB insbesondere die Entbürokratisierung 
des Wahlrechtes, das erleichterte Wahlverfahren in Kiéin- und 
Mittelbetrieben bei. Das vereinfachte Wahlverfahren in nur einer 
Versammlung spart den Arbeitgebern Kosten und ist 
unbürokratisch.

Auch für Kleinbetriebe gelten meistens die oben 
diskutierten Regelungen (siehe 2,), abgesehen von dér im § 17 a 
erwahnten Sonderregelungen, die regein, mit welcher MaBgabe die 
§ 16 und § 17 des Gesetzes eine Anwendung findet. Die 
erwahnten Sonderregelungen für diesen Betrieben befinden sich 
alsó in § 14a und 17a. Ich werde in dieser Stelle nur die 
Besonderheiten und die wichtigsten Abweichungen erörtern.

Das Gesetz gibt kein einheitliches Verfahren für allén 
kleinen Betrieben vor. Abhangig davon, wer den Vorstand bestellt 
hat sind unterschiedliche Verfahrensregeln zu beachten. Die Wahl 
in diesen Betrieben kann in einem einstufigen oder in einem 
zweistufigen Verfahren erfolgen.

Grundsátzlich: In Betrieben, in denen kein BR besteht wird 
ein zweistufiges, in Betrieben mit BR ein einstufiges Verfahren 
stattfinden. Ich sagte Grundsátzlich, weil hier heftige Diskussionen 
- infoige einen Klarungsbedarf- unter Experten abspielen, darüber 
aber spater.

96 Begründung, BT-Drucks 14/5741
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1-6. zweistufipen Verfahren § 14a
Abs. 1

In Kleinbetrieben mit in der Regei 5 bis 50 wahlberechtigten 
AN wird der Betriebsrat in zwei Stufen, d. h. in zwei Versammlun- 
gen gewahlt. Die zweite Versammlung findet in einer Woche nach 
der ersten Versammlung statt. Hier besteht insoweit ein 
Klárungsbedarf, dass nicht klar ist, ob § 14 a einen exklusiven 
Charakter besitzt, oder ob auch der Weg des bisher praktizierten 
und der des vereinfachten Verfahrens besteht.

1.6.1. Die erste Versammlung: Wahl des Wahlvorstands

1.6.1.1. Einladung, Wahlvorschláge

Für Einladung gilt § 17 Abs. 3, d. h. einladen können 3 
wahlberechtigte AN des Betriebs oder eine im Betrieb vertretene 
Gewerkschaft. Die können auch die Wahlvorschláge machen.

In Absatz 2 wird festgelegt, dass Wahlvorschláge zűr Wahl 
des Betriebsrats nur bis zum Ende der Wahlversammlung zűr 
Wahl des Wahlvorstandes nach § 17a Nr. 3 gemacht werden 
können. Damit wird sichergestelit, dass für allé Arbeitnehmer in 
dem Zeitraum zwischen Ende der Wahlversammlung zűr Wahl des 
Wahlvorstandes und dem Wahltag klar ist, wer für das 
Betriebsratsamt kandidiert. Wahlvorschláge der AN, die erst auf 
der ersten Wahlversammlung gemacht werden, bedürfen - 
abweichend § 14 Abs. 4 - keiner Schriftform. In diesen Fallen 
reicht das Handzeichen um die Unterstützung zu beweisen. § 14 
Abs. 4 gilt sonst ensprechend.

1.6.1.2. Die Wahl des Wahlvorstands

Auf der ersten Versammlung wird der Wahlvorstand 
o-ewáhlt, nach § 17 a Nr. 3., d. h. wenn in den im § 17 Abs. 2 
erwahnten Falién, namlich wenn in einem nach § 1 Abs. 1 
betriebsratsfáhigen Kleinbetrieb kein BR besteht, weder ein 
GesBR noch ein KonBR, soll der Wahlvorstand in einer 
Wahlversammlung von der Mehrheit der anwesenden AN gewahlt.

Dafür besteht dringend der erwahnten Klárungsbedarf, da 
nach der Formulierung des § 17 a Nr. 3 - nicht klar ist, ob § 17 
Abs. 1 in Kleinbetrieben eine Anwendung findet. Die 
Formulierung „In den Fallen des § 17 Abs. 2” soll eigentlich die 
Anwendung des § voraussetzen. Diese Meinung wird auch durch § 
17a S. 1 unterstützt, was aussagt, dass die .§§ 16 und 17 
grundsátzlich eine Anwendung finden mit den MaBgaben, die im § 
17a ausführlich geregelt werden sollten. Hauptregel wáre alsó 
grundsátzlich die Anwendung des § 17 Abs. 1, was bedeutet, dass 
die Möglichkeit der Bestellung eines Wahlvorstands in Betrieben 
ohne BR durch GesBR oder KonBR auch in Kleinbetrieben 
besteht. Und nur wenn diese Möglichkeit nicht besteht, oder 
verloren geht, kann eine erste Wahlversammlung für die Wahl des 
Wahlvorstands erfolgen. Nach dieser Auffassung ist das 
zweistufige Verfahren nur in diesem Fali möglich.

Da aber dies nicht ausdrücklich gesagt wurde und auch 
nach der Begründung" eher die Nichtbestehung dieser Möglichkeit 
zu verstehen ist, ist heftig diskutiert worden, ob in Kleinbetrieben 
ohne BR ein GesBR oder KonBR einen Wahlvorstand bestellen 
kann. Dazu trágt noch bei, dass in § 14a Abs. 3 die Bestellung 
eines Wahlvorstandes durch GesBr oder KonBR in Kleinbetrieben

99 BT-Drucks 14/5741, S. 38
153152



ohne BR nach § 17 Abs. 1 nicht als ein Fali des einstufigen 
Verfahrens erwahnt.

Von Experten wird einerseits die Meinung vertreten, dass 
in diesen Bettiében besteht nicht die Möglichkeit des § 17 Abs. 1, 
d. h. hier kann ein GesBR/KonBR keinen Wahlvorstand bestellen. 
Prof. Löwisch argumentiert auch für diese Auffassung, als er 
erklárt, dass in § 14a Abs. 1 ein Nichtbestehung eines BR als 
eindeutige Voraussetzung für ein zweistufiges Verfahren benannt 
wird. In einem solchen Fali wáre es alsó die cinzige Möglichkeit 
eine Wahl des Wahlvorstands in einer ersten Wahlvorsammlung. 
Für ihre Auffassung spricht auch die Begründung des Gesetzes.

Ausführlich argumentiert dagegen Prof. Hanau. Nach 
seiner Meinung nach, besteht diese Möglichkeit für GesBRáten, es 
ist aber nicht richtig, da dadurch eigentlich die Notwendigkeit 
einer Wahlversammlung entfállt, und damit auch die Möglichkeit 
für AN ihre Meinung für oder gégén einen BR Stellung zu 
nehmen. Dér Vorteil ist aber in dér Tat eine Erleichterung des 
Wahlverfahrens. Nach dem Vorschlag von Prof. Hanau eine 
weitere Möglichkeit wáre, dass dér durch GesBR oder ggf. KonBR 
bestellte Wahlvorstand eine Wahlversammlung durchführt und 
nicht das traditionelle Verfahren beachten sollte.

Wenn wir nur dem Wortlaut des Gesetzes folgen, ist das 
Ergebnis, wie oben diskutiert, dass ein GesBR/KonBR das 
Befugnis hat in Bettiében mit in dér Regei höchstens 50 AN einen 
Wahlvorstand zu bestellen.

1.6.2. Die zweite Versammlung: Wahl des Betriebsrat

16.2.1. Wahlgrundsátze

Auf dér zweiten Versammlung wird dér BR unter Wahrung 
dér Grundsátze dér geheimen und unmittelbaren Wahl gewahlt.

I.6.2.2. Einleitung dér Wahl

Nach seiner Wahl hat dér gewáhlte Wahlvorstand noch in 
dieser ersten Wahlversammlung die Wahl des BR einzuleiten, d. h. 
Wáhlerliste getrennt nach Geschlechtern aufzustellen, 
Wahlausschreiben zu erlassen und das von dem Vorsitzenden des 
Vorstands und von mindestens einem weiteren Mitghed 
unterschreiben zu lassen. Damit ist die Wahl eingeleitet. Das 
Wahlausschreiben muss die 15 durch § 31 Abs. 1 WahlO 2001 
vorgeschrieben Angaben enthalten.

16.2.3. Bestimmung dér Mindestsitze für das 
Geschlecht in dér Minderheit

Wenn dér wáhlende BR mindestens aus 3 Mitgliedern 
besteht, so hat dér Wahlvorstand den Mindestanteil dér BRSitze 
für das Minderheitsgeschlecht gemáB § 15 Abs. 2 BetrVG und § 5 
WahlO 2001 zu errechnen.
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I.6.2.4. Nachtrágliche schriftliche Stimmabgabe § 
14a Abs. 4

Diejenigen Wahlberechtigten, die an dér Wahlversammlung 
zűr Wahl des BR nicht erscheinen können, habén die Gelegenheit 
auch schriftlich abzustimmen. Eine Briefwahl ist alsó möglich.

Diese Frage ist schwer zu lösen. Es kann zweifelhaft sein, ob 
jemand nur desinteressiert war oder deswegen nicht an dér Wahl 
teilnehmen konnte, weil er an dem Arbeitsplatz unbedingt 
gebraucht wurde oder eben keine Kenntnis von dér Einladung 
hatte. Diesen beiden Schwierigkeit kann dadurch ausgewichen 
werden, dass von diesem Recht nur diejengigen Gebrauch machen 
können, die ihr Interessé dem Wahlvorstand signalisíert habén und 
dass mán für genügend Publizitat sorgt. Es ist noch zu bemerken, 
dass bis zum Ablauf dér vorzusehenden Frist keine 
Stimmenauszáhlung erfolgt, weil das die Wahlergebnisse dér 
Briefwáhler beeinflussen könnte, die das Zugiéin an dér Waage 
werden könnten, welches den allgemeinen Wahlgrundsátzen 
wiedersprechen würde100.

500 Daubler in AuR„ 2001

1.7.

Wenn dér Wahlvorstand in Verbindung mit § 16 (Bestellung 
des Wahlvorstands in Betriebmit BR) vöm BR, GesBR, KonBR 
oder nach § 17a Nr. 4 vöm Arbeitsgericht bestellt worden ist, wird 
dér BR auf nur einer Wahlversammlung in geheimer und 
unmittelbarer Wahl gewáhlt.

1.7.1. Einieitung dér Wahl

Nach dér Bestellung hat dér Wahlvorstand die Wahl des BR 
unverzüglich einzuleiten; Wáhlerliste aufstelten und im AnschluB 
das Wahlausschreiben erlassen, was von dem oder dér 
Vorsitzenden und noch von mindestens einem Mitglied des 
Wahlvorstandes zu unterschreiben ist. Das Wahlausschreiben hat 
die nach § 36 WahlO 2001 erforderlichen Angaben zu enthalten 
und ist in dér angegebenen Weise bekannt zu machen.

Wenn lm Betrieb ein BR besteht, ist dér letzte Tag dér 
Stimmabgabe eine Woche vor dem Tag, an dem die Amtszeit des 
BR abláuft.

1.7.2. Wahlvorschláge

Wahlvorschláge von den Wahlberechtigten dér im Betrieb 
vertretenen Gewerkschaften sind spátestens eine Woche vor dér 
Wahlversammlung zűr Wahl des BR beim Wahlvorstand schriftlich 
einzureichen. Nach Ablauf dér Mindestfrist zűr Einreichung dér 
Wahlvorschláge hat dér Wahlvortstand die als gültig anerkannten 
Wahlvorschláge bis zum AbschluB dér Stimmabgabe in gleicher 
Weise bekannt zu gébén wie das Wahlausschreiben. Auch Ín 
gleicher Weise ist bekanntzugeben, wenn die Wahl aufgrund 
fehlender Wahlvorschláge nicht stattfindet.
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1.8. ZusammenfiiSÁ 
Kleinbetrieben

'enfür

Das vereinfachte Wahlverfahren, námlich dass der BR auf 
einer Wahlversammlung geheim und unmittelbar gewahlt wird, 
erleíchtert vor allém die erstmalígen Wahlen der BRáten. Im 
anderen Fali ist die Vereinfachung des Verfahrens zweifelhaft. Die 
Ersetzung der Urnenwahl durch die Wahlversammlung ist nicht 
einfacher, auBerdem kann eine Beeintráchtigung der Freiheit der 
Wahl verursachen, da es hier öffentlich wird, wer an der 
Versammlung teilgenommen hat101.

101 Prof. Dr. Dres. h. c. P. Hanau: Denkschrift zu dem RegEntwurf in Recht der 
Arbeit, Heft 2, S. 68
102 S. Hanau Ín RdA 2/2001, S. 68 u. Löwisch in BB Heft 34/2001, S. 1739; 
Dáublerin AuR 1/2001, S. 1 usw.

103 § 14a Abs. 5 BetrVG 2001.
104 Hanau in RdA, S. 68
105 Hanau in RdA, S. 68
106 Hanau in RdA, S. 69
107 Richardi in NZA, S. 352

Richardi in NZA, S. 352
w Richardi in NZA, S. 347

Wie oben dargestellt, es ist im Gesetz nicht klar geregelt, was 
für eine Beziehung zwischen §§ 14a Abs. 1, § 17a und § 17 Abs. 1 
besteht, ob die Bestellung des Wahlvorstands durch Gesamt oder 
ggf. KonBR in Kleinbetrieben ohne BR möglich ist oder nicht, ob 
der so bestellte Wahlvorstand eine Wahlversammlung 
durchzuführen hat oder das traditionelle Verfahren beachten muss, 
was ein mehrstufiges Verfahren bedeuten würde.

Die fehlende Klarheit lásst sich bei den in der Zeitschriften 
schon bereits erschienenen Auseinandersetzungen von Experten 
zeigen102. Es besteht zwingend ein Klárungsbedarf, eine sinnvolle 
Lösung wáre jedoch, dass der GesBR oder ggf. KonBR keinen 
Wahlvorstand bestellt, aber zu einer Betriebsversammlung zűr 
Wahl des Wahlvorstands einladen kann.

Die Ausdehnung des vereinfachten Verfahrens der 
Kleinstbetrieben auf Betrieben m. i. R. 51 bis 100 AN durch den 
AusschuB ist richtig, da in dieser GröBenklasse eine Existenz von 
BR noch immer eine Ausnahme ist, und da hier das Problem der 

übergreifenden Belastung der Kleinbetriebe auch weniger 
bedeutend ist103.

Die Reform nimmt keine Rücksicht auf die geringere 
Belastbarkeit der Kleinstbetriebe104 105. Es erkennt zwar die 
Besonderheit der Kleinbetrieben, zieht aber nur die Konsequenz 
einer erleichterten Bildung von BR. Dass die Zielsetzungen einen 
besonderen Rücksicht auf Kleinbetrieben erfordern, zeigt sich in 
dem neuen Gesetz nicht. Die Kleinbetrieben werden so unter 
anderen auch dem Risiko der Kosten der Einigungsstélién 
ausgesetzt103.

Trotz des Versprechens des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung können Zwangsbetriebsráte entstehen106, BR 
kann alsó auch gégén den Willen der Mehrheit eingerichtet werden 
dadurch, dass nach wie vor eine kleine Minderheit die 
Betriebsratwahl initiieren kann, auch wenn die Mehrheit keinen BR 
will. Der Wille der Mehrheit wird hauptsáchlich aus 
organisationspolitischen Gründen nicht beachtet. Hier ist ein 
Mindestquorum zu fordern107. Dazu ist zu bemerken, dass in 
Kleinbetrieben, wo Arbeitgeber und Arbeitnehmer oft eine 
unmittelbare Kontakt zueinander habén, ist ein BR nicht 
unbedingt notwendig108.

Die Ánderung der 2-Stufen-Trennung ergibt sich sowieso109. 
Wenn Wahlvorschláge auch erst an der Wahlversammlung 
unternommen werden können, muss eine Möglichkeit bestehen, 
dass die AN von diesen letzten Vorschlágen Kenntnis zu nehmen, 
damit sie ihr Recht auch nachtrágliche schriftliche Abstimmung
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tatsáchlich ausüben können. Die Trennung ist deswegen aufjeden 
Fali vorzunehmen.

Wahl des Betriebsrats in Betrieben mit in dér Regei 51 bis 100
Wahlberechtigten § 14a Abs. 5

Die A- und S-Ausschusses habén entsprechend den 
Vorschlágen von dem Vorstand des DGB!!y eingesehen, daB ein 
vereinfachtes Wahlverfahren auch auf Betriebe bis 100 
Bescháftigten ausgedehnt werden sollte, da in Betrieben bis zu 
dieser GröBe sich ein vereinfachtes Wahlverfahren immer noch 
ohne Probleme und auch ohne demokratisches Defizit lösen lásst. 
Die Kosten für die Unternehmen und die betriebsratslosen 
Bereiche könnten dadurch verringert werden110 111. Diese 
Ausdehnung ist auch deswegen richtig, weil in diesen Betrieben 
eine Existenz dér Betrieben noch immer eine Ausnahme ist.

110 DGB inNZA, S. 136
Hl NZA, Heft 3/2001, S. 136
112 § 14a Abs. 5 BetrVG 2001.

Indolge dér Neuregelung können dér Arbeitgeber und dér 
Wahlvorstand in einem Betrieb mit in dér Regei 51 bis 100 
Wahlberechtigten die Wahl des Betriebsrats im vereinfachten 
Wahlverfahren vereinbaren112, es ist aber verwehrt im Vorfeld 
einer Wahl die Vereinbarung treffen. Es ist auch untersagt Ín 
Betrieben m.i.R mehr als 100 AN eine solche Vereinbarung zu 
treffen.

Die Novellierung war unbedingt notwendig. Die groBen 
Veránderungen in dér Arbeitswelt habén die betriebliche 
Nlitbestimmung einer starken Erosion ausgesetzt. Die
Anforderungen dér betiebsrátlichen Arbeit sind gesdegen und die 
neuen Aufgabengebiete und Veránderungen in den
Unternehmensstrukturen und Belegschaftsstrukturen habén dazu 
geführt, dass das BetrVG 1972 den aktuellen Anforderungen nicht 
entsprechen konnte. Das Ziel dér Reform ist die Erosion dér 
betrieblichen Mitbesdmmung zu stoppen , „die Regelung 
betrieblicher Fragen noch demokratischer als bislang gestalten“ 
und so eine zukunftsfáhige Betriebsverfassung zu schaffen, die 
weiterhin ein tragender Eckpfeiler dér deutschen Arbeitswelt ist. 
Die Neuordnung des Betriebsverfassungsgesetzes soll die 
wirtschaftliche Leistungskraft genauso gewáhrleisten wie die 
Teilhabe aller an gesellschaftlichen Entscheidungen.

Die Reform soll alsó die betriebliche Mitbesdmmung dér 
AN starken und eine zukunftsfáhige Grundlage für die Zusam- 
menarbeit von Arbeitgebern und BRáten ermöglichen. Wenn mán 
diese Zielsetzung als Grunde einer Beurteílung nimmt, kann mán 
feststellen, dass das durch das neue Gesetz nicht völlig erreicht 
wurde. Viele nötigen Ánderungen dér Strukturfragen dér 
BetrVerfReform sind trotz dér erheblichen Vorarbeit nicht ge~ 
schafft worden”5. Das bedeutet nicht, dass nur marginale Ánde­
rungen vorgenommen wurden. Aber auch die Neuregelungen, die 
geschafft wurden, sind schwieríg auszulegen oder oft nicht zweek- 
gemáB.

113 Picker in RdA, S. 267
114 Begründung, BT-Drucks
515 Joost
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Die Aufhebung des Grupp enprinzips zum Beispiel, wel- 
ches ohne Ersatz entfállt116 und welches eine Art Minderheits- 
schutz bedeutete nach § 5 BetrVG hat vielerlei Auswirkungen auf 
die Betriebsratswahlen. Eine problemhafte Wirkung besteht bei 
den Minderheitenquoten. Ein weiteres Kernproblem besteht darin, 
ob die neuen Minderheitsquoten, und dadurch die Bevorzugung 
dér Gleichberechtigung zum Nachteil dér Stimmengleichheit ge- 
rechtfertigt werden können oder sind verfassungswidrig117 *, da hier 
die Begründung „Chancengleichheit“ mit dem gleichen Stimm- 
recht erreicht ist, und es bei dér neuen Regelung eher um eine Er- 
gebnisgleichheit geht. Dabei ist zu untersuchen, ob dér Unter- 
schied zwischen Parlamentswahlen und BRWahlen es möglich 
macht.

516 Richardi in NZA, S. 347 u. Hanau in RdA, S. 17
117 Daubler in AuR 2001, 1,4 f.
llíiDütz, S. 1306

Hanau RdA, Hcft 2, S. 70

Eine Zurückdrangung des Minderheitenschutzes110 wird 
mit einer Vereinfachung des Wahlverfahrens begründet. Es ist 
durchaus zu streiten, ob die dadurch begründete Mehrheitswahl so 
viel schwieriger sein sollte. Ein Vorteil dér Anderung ist nur 
dadurch zu sehen, dass die betrieblichen Mehrheiten ihre Mehrheit 
möglichst umfassend geltend machen können119. Hier besteht ein 
Diskussionsbedarf.

Es kann alsó festgestelit werden, dass in dér Reform in 
vielen Stélién ein Kiárungsbedarf besteht, und dass die Reform Ín 
dieser Form ohne die Auslegung eine Rechtsunsicherheit nicht 
vermeiden kann.
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Tóth Gergely

Hidegháborútól Helsinkiig — Az CFSP/ESDP 
egy évtizede

I. A hidegháború végétőlMaastríchtig

A hidegháború végeztével Nyugat-Európa biztonság- és 
védelempolitikai képe meglehetősen zavaros volt; Három lényeges 
kérdést kellett megválaszolnia Európa hatalmainak:

1. A szovjet fenyegetés elmúltával továbbra is fenn kívánják 
— e tartani az elmúlt évtizedekben kialakult közös védelmi 
rendszert?

2. Ha igen, úgy az Egyesült Államoknak mindebben milyen 
szerepet szánnak — a kérdést a másik oldalról megközelítve, az 
Egyesült Államok milyen szerepet vállal a jövőben Európa 
biztonságának garantálásában, és meddig érzi elfogadhatónak egy 
ezzel párhuzamos, önálló európai biztonsági- és védelmi azonosság 
(ESDI) megteremtését.

3. Ha az ESDI ténylegesen megteremthető, akkor ez 
melyik szervezeten keresztül történjen meg?

A tényleges helyzet röviden felvázolva a következőképpen 
festett: A NATO továbbra is megmaradt vezető szervezetnek, lé­
vén hogy egyedül ez a szövetség volt képes mindenre kiterjedő ga­
ranciát biztosítani a kontinensnek a fenyegetések teljes skálája el­
len. A WEU 1984-es újraélesztése után igaz, csak kisebb művele­
tekben (Operádon Cleansweep, 1987)1 vett részt, és ténylegesen

1 Mathias Jopp-Hanna Ojanen; Jziiropeaii SecHrity 1/iíegration. WEU Instirutc fór 
Securíty Studics, Paris 1999. 24. old.
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